
gegangen, mit politischen und wirtschaftlichen Repressalien die große 
Volksbewegung gegen den Atomtod unter Druck zu setzen, Sie setzt den 
reaktionären Polizei- und Justizapparat ein gegen sozialdemokratisch 
geführte Länder und gegen solche Städte und Gemeinden, die dem Wil­
len des Volkes durch eine Volksbefragung Ausdruck verleihen wollen. 
Ein solches Vorgehen gleicht dem Staatsstreich gegen die von der Sozial­
demokratischen Partei Deutschlands geführte Preußenregierung im 
Jahre 1932.

Die atomare Aufrüstung Westdeutschlands verschärft die internatio­
nale Lage, erhöht die Gefahr des Krieges und ist verbunden mit der 
Aufrichtung einer Diktatur der militaristisch-klerikalen Kräfte in West­
deutschland. Eine solche Lage erfordert, daß die Arbeiterklasse, daß 
die friedliebende Bevölkerung mit verdoppelter Kraft auf die atomare 
Aufrüstung Westdeutschlands antworten muß. Die Adenauer-Regierung 
darf mit ihrer Politik der atomaren Aufrüstung, der Politik der kriege­
rischen Aggression nach außen und der Vernichtung der demokratischen 
Rechte nach innen nicht durchkommen. Die Aufgabe besteht darin, die 
Kräfte der deutschen Arbeiterklasse, der friedliebenden Bevölkerung zu­
sammenzufassen gegen den Feind des-deutschen Volkes, gegen den deut­
schen Imperialismus, um ihm die Atomwaffe aus der Hand zu schlagen. 
Die Hauptverantwortung für das Zustandekommen eines solchen Zusam­
menschlusses, für den Einsatz der geeinten Kraft der Arbeiterklasse 
und des Volkes tragen die deutschen Arbeiterparteien, die Sozialistische 
Einheitspartei Deutschlands, die Sozialdemokratische Partei Deutsch­
lands und die Kommunistische Partei Deutschlands.

Werte Genossinnen und Genossen! Auf Eurem Parteitag spielt die 
Frage der Sicherheit der westdeutschen Bevölkerung eine bedeutsame 
Rolle. Die Adenauer-Regierung ist bestrebt, das Sicherheitsverlangen 
der Bevölkerung für ihre atomare Rüstungs- und Aggressionspolitik 
auszunutzen. Das tat bekanntlich auch Hitler, um seine Aufrüstungs­
und Kriegspolitik zu begründen. Aber im Interesse der Bevölkerung 
Westdeutschlands ist es erforderlich, die Wahrheit auszusprechen. Si­
cherheit und Leben der Menschen in Westdeutschland sind allein be­
droht durch die gegenwärtigen Bonner Machthaber.

In der Frage der Sicherheit, der Landesverteidigung und der Stellung 
zur Bundeswehr muß jeder Sozialist und jeder Anhänger des Friedens 
davon ausgehen, daß in Westdeutschland die Monopolkapitalisten und 
Militaristen an der Macht sind und daß sie über die Bundeswehr ver-
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